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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin I. in der Beschwerdesache Bf., vertreten
durch Baumgartner WP-u.Steuerberatungs-GmbH, Sporergasse 9, 9400 Wolfsberg, über
die Beschwerde vom 29.12.2014 gegen den Bescheid der belangten Behörde Finanzamt
St. Veit Wolfsberg vom 05.12.2014 betreffend Einkommensteuer 2012 zu Recht erkannt: 

Der Beschwerde wird im eingeschränktem Umfang gemäß § 279 BAO Folge gegeben.

Der angefochtene Bescheid wird abgeändert.

Die Bemessungsgrundlage und die Höhe der festgesetzten Abgabesind dem als Beilage
angeschlossenen Berechnungsblatt zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des
Spruches dieses Erkenntnisses.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133
Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig.

Entscheidungsgründe

Strittig war im gegenständlichen Fall die Erfassung von Einnahmen aus dem vom
Beschwerdeführer (Bf.) mit der ÖBB abgeschlossenen Servitutsvertrag im Rahmen der
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft.

Nach Erhebung einer Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 2012
und Erlassung einer abweisenden Beschwerdevorentscheidung brachte der Bf. den
Vorlageantrag ein.

Nach weiteren Besprechungen gelangten die Parteien zu einer geänderten
Bemessungsgrundlage, deren Höhe beide Parteien als gerechtfertigt erachten. Das BFG
sieht keinen Anlass, von diesen geänderten Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft
abzugehen.

Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft betragen nunmehr (alle Beträge in €):

Pauschalierte Einkünfte lt. E1c:               3.287,72

Servitutsentgelt steuerpflichtig:              8.273,35

Einkünfte aus LuF vor Gewinnfreibetrag: 11.561,07

GFB 13%:                                          -1.502,94
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Einkünfte aus LuF nach GFB:                 10.058,13

Die sich daraus ergebende Steuer ist dem beiliegenden Berechnungsblatt zu entnehmen.

Im Schreiben vom 31.10.2017 zog der Bf. seinen Antrag auf Durchführung einer
mündlichen Verhandlung zurück.

Zulässigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie
von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt,
insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-
hofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet
wird.

Da nunmehr keine strittigen Punkte vorliegen, ist auch keine Rechtsfrage von
grundsätzlicher Bedeutung gegeben. Eine Revision ist daher nicht zulässig.

 

 

Klagenfurt am Wörthersee, am 2. November 2017

 


